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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

25.09.2023 

Geschäftszahl 

Ro 2022/01/0011 

Rechtssatz 

Der VwGH hat zum Gegenstand der Überprüfung eines Betretungs- und Annäherungsverbotes nach § 38a 
SPG 1991 durch das VwG klargestellt, dass vom Wissensstand des Beamten zum Zeitpunkt des 
Einschreitens auszugehen und die Gefährdungslage anhand des sich dem eingeschrittenen Beamten 
gebotenen Gesamtbildes zum Zeitpunkt seines Einschreitens einzuschätzen ist. Wesentlich sind somit 
jene "Tatsachen", die sich der Polizeibeamtin zum Zeitpunkt ihres Einschreitens geboten haben, nicht 
jedoch (vermeintliche) "Tatsachen", die sie im Zeitpunkt ihres Einschreitens zu Unrecht angenommen 
hat. 
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